Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/549 


Der Bundesminister Bad Godesberg, den 18. April 1966 

für Gesundheitswesen 
III A 1 - 8304 - 5 - 1/66 [I 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Wassergefährdende Tankwagenunfälle 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Wuppertal), Bading, Dr. Hamm (Kaiserslautern) 
und Genossen 
- Drucksache V/465 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
beteiligten Bundesressorts wie folgt: 

1. Ist bekannt, daß 

a) am 22. September 19G5 ein mit Treibstoff beladenes Fahr- 
zeug der US- Armee in Trier umstiirzle und ein Teil des 
Treibstoffes im Gelände versickerte 

b) dies darauf zurückzuführen ist, daß die Amerikaner die 
Bergung des verunglückten Fahrzeuges durch ein vom deut- 
schen Katastropheneinsatzleiter angefordertes Kranfahrzeug 
untersagten, so daß erst nach fünf Stunden Bergungsmaß- 
nahmen durch einen amerikanischen Kranwagen begannen? 

Der Bundesregierung ist nach Rückfrage bei den zuständigen 
Behörden des Landes Rheinland-Pfalz bekannt, daß am 22. Sep- 
tember 1965 gegen 19 Uhr in Trier, Bitburger Straße, ein ameri- 
kanischer Sattellastzug, beladen mit betankten Düsenjäger- 
Startmaschinen (insgesamt etwa 3000 1 hochexplosiblen Treib- 
stoffs), in den Straßengraben stürzte und von diesem Treibstoff 
etwa 500 1 im Laufe der Zeit ausflossen. Nach den Berichten 
der zuständigen örtlichen Stellen, des Feuerwehramtes, des 
Polizei- und Gendarmeriebezirkschefs und des Verkehrskom- 
mandos Trier haben die an der Unfallstelle anwesenden Ameri- 
kaner die von deutscher Seite angebotene Hilfe abgelehnt und 
auch die Bergung durch ein alsbald herbeigeholtes deutsches 
Kranfahrzeug verweigert. Gründe für die ablehnende Haltung 
wurden nicht angegeben. Die Bergung des Fahrzeuges und der 
Ladung begann erst nach Eintreffen der amerikanischen Flug- 
platz-Feuerwehr Bitburg um 0.30 Uhr und war 4.15 Uhr beendet. 
Durch diese Verzögerung der Bergungsmaßnahmen ist offen- 
sichtlich unnötig Treibstoff ausgeflossen und in dem Boden 
versickert. Nach Auskunft des zuständigen Wasserwirtschafts- 
amtes sind jedoch dadurch keine Gewässerschäden entstanden; 
das Unfallgrundstück gehört weder zu einem Wasserschutz- 
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noch zu einem Wassereinzugsgebiet. Den mit Treibstoff durch- 
setzten Boden haben die Amerikaner später mit eigenen Fahr- 
zeugen abgefahren. 

Das Ministerium für Finanzen und Wiederaufbau des Landes 
Rheinland-Pfalz hat im übrigen mitgeteilt, daß es sich wegen 
dieses Vorfalles an den Verbindungsstab der US-Streitkräfte 
zum Lande Rheinland-Pfalz und Saarland gewandt und diesen 
um Mitteilung gebeten habe, welche Gründe bei dem Unfall für 
die nicht zugelassene Unterstützung durch die deutschen Stellen 
maßgeblich gewesen seien. Diese Anfrage sei inzwischen an 
das US-Hauptcjuartier in München weitergegeben worden. 


2. Was hat die Bundesregierung unternommen, um eine bessere 
Zusammenarbeit zwischen den Bergungsdiensten und den ent- 
sprechenden Organisationen aller in Deutschland stationierten 
Streitkräfte zu erreichen ? 

Die Bundesregierung hat bereits im Jahre 1963 anläßlich eines 
ähnlich gelagerten Schadensfalles die in Deutschland statio- 
nierten Streitkräfte auf diplomatischem Wege darauf hinge- 
wiesen, bei Fällen dieser Art die erforderlichen Sofortmaßnah- 
men der deutschen Behörden zum Schutze der Gewässer nicht 
zu behindern. Die damalige Note des Auswärtigen Amtes vom 
12. September 1963 an die Botschaften der Entsendestaaten von 
Stationierungsstreitkräften hat folgenden Wortlaut; 

„Die Anzahl der in der Bundesrepublik Deutschland bekannt- 
gewordenen Schadensfälle, die zu einer Gefährdung des Was- 
sers durch öl oder Treibstoffe führten, hat sich in letzter Zeit 
erheblich vermehrt. Bei Fällen solcher Art ist stets besondere 
Eile geboten, weil das Einsickern der Kraftstoffe in den Boden 
oder ihr Auslaufen in die Kanalisation und die Wasserläufe 
schon nach kurzer Zeit unverhältnismäßig großen Schaden verur- 
sachen kann. Am Unfallort müssen unverzüglich alle technisch 
erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um Schäden zu 
verhüten und soweit als möglich einzuschränken und alle durch 
den Unfall Betroffenen oder Geschädigten schnellstens zu unter- 
richten. Der Schutz der Gewässer vor Verschmutzung kann 
jedoch, wie sich gezeigt hat, dann auf Schwierigkeiten stoßen, 
wenn die in der Bundesrepublik befindlichen Streitkräfte der 
Entsendestaaten in die Unfälle verwickelt sind. 

Das Auswärtige Amt bittet die Botschaften der Entsendestaaten 
hiermit nachdrücklich zu veranlassen, daß die zuständigen 
deutschen Dienststellen bei der Durchführung der ihnen ge- 
setzlich obliegenden Aufgaben iin Interesse der Reinhaltung 
der Gewässer, insbesondere der Sicherstellung der Trinkwas- 
ser- und Brauchwasserversorgung für die Bevölkerung durch 
die Streitkräfte der Entsondestaaten zukünftig nicht behindert 
werden." 

Die Botschaften der Entsendestaaten haben hierauf überein- 
stimmendgeantwortet, daß sie an ihre militärischen Dienststellen 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache M/ 549 


Anweisungen im Sinne der deutschen Bitte erlassen. Sie haben 
daran erinnert, daß bereits in dem Abkommen zwischen den 
Parteien des Nordatlantik- Vertrages vom 19. Juni 1951 über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Truppenstatut) und beson- 
ders in dem Zusatzabkommen zu dem Abkommen zwischen den 
Parteien des Nordatlantik- Vertrages über die Rechtsstellung 
ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stationierten ausländischen Truppen vom 3. August 1959 
(BGBl. 1961 II S. 1183) Bestimmungen über die Zusammenarbeit 
der deutschen Behörden und der Behörden der Stationierungs- 
streitkräfte enthalten sind. Die Britische Botschaft, die Franzö- 
sische Botschaft und die Kanadische Botschaft haben für Scha- 
densfälle innerhalb der ihren Stationierungsstreitkräften zur 
ausschließlichen Benutzung überlassenen Liegenschaften beson- 
ders auf den Inhalt des Unterzeichnungsprotokolls zu Artikel 53 
des Zusatzabkommens hingewiesen. Nach Absatz 6 b dieses 
Unterzeichnungsprotokolls gewährt der für die Liegenschaft 
verantwortliche Kommandant oder die sonst zuständige Be- 
hörde der Truppe den deutschen Vertretern und den von diesen 
benannten Sachverständigen jede angemessene Unterstützung, 
die zur Wahrnehmung der deutschen Belange erforderlich ist, 
einschließlich des Zutritts zu der Liegenschaft, wobei in allen 
Fällen die Erfordernisse der militärischen Sicherheit zu berück- 
sichtigen sind. Die Botschaft der Vereinigten Staaten von 
Amerika hat darüber hinaus in ihrer Antwortnote vom 30. Juni 
1964 das Zutrittsrecht deutscher Behörden für Schadensfälle, 
die sich außerhalb der den Stationierungsstreitkräften über- 
lassenen Liegenschaften ereignen, in ähnlicher Weise einge- 
schränkt. Sie hat hierzu wörtlich ausgeführt: „Den zuständigen 
deutschen Behörden wird der Zutritt zu Stellen, an denen Flug- 
zeuge oder Fahrzeuge der US-Streitkräfte verunglückt sind, 
nur insoweit verweigert werden, wie dies aus Gründen der 
militärischen Sicherheit erforderlich ist.“ 

Es ist denkbar, daß sich die US-Streitkräfte im vorliegenden 
Fall für ihre ablehnende Haltung gegenüber deutschen Hilfs- 
maßnahmen auf Gründe der militärischen Sicherheit berufen 
werden. In jedem Falle wird die Bundesregierung den Vorfall 
zum Anlaß nehmen, erneut an die Amerikanische Botschaft 
heranzutreten und auf die besondere Problematik hinweisen, 
die durch die Verzögerungen möglicherweise deutscher Sofort- 
maßnahmen entsteht. Angesichts der nicht wieder gut zu 
machenden Schäden, die mit einer Ölverschmutzung der Ge- 
wässer, insbesondere des Grundwassers, verbunden sein kön- 
nen, kann die Verweigerung des Zutritts und der Hilfe deut- 
scher Stellen aus Gründen der militärischen Sicherheit nur in 
ganz bestimmten Ausnahmefällen gerechtfertigt , sein. Stets 
sollten hierbei die bereits in der Verbalnote des Auswärtigen 
Amtes vom 12. September 1963 aufgezeigten Gründe des Ge- 
wässerschutzes gebührend berücksichtigt werden. 


Schwarzhaupt 


3 



